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Generalbericht des Finanzausschusses und 
Berichte des Rechtsausschusses, des Kultur-
ausschusses, des Sozialpolitischen Aus-
schusses, des Landwirtschaftlichen  Aus-
schusses und des Volkswirtschaftlichen 
Ausschusses über einen Antrag auf  Kenntnis-
nahme des Rechenschaftsberichtes  der Vor-
arlberger Landesregierung an den Voarlber-
ger Landtag über das Jahr 1972 (Beilage 
19/1973) sowie Bericht des Volkswirtschaft-
lichen Ausschusses über einen Antrag auf 
Kenntnisnahme des Berichtes über die Tätig-
keit des Wohnbaufonds  für  das Land Vorarl-
berg im Jahre 1972 (Beilage 14/1973). 

Ich stelle mir nun die Behandlung dieses 
Punktes so vor, daß die einzelnen Ausschüsse 
durch die von ihnen gewählten Berichterstatter 
über das Fachgebiet berichten, das der Ausschuß 
behandelt hat und daß am Schluß der Finanz-
ausschuß durch seinen Berichterstatter den 
Generalbericht in der Form der Antragstellung 
vollzieht und auch gleichzeitig die Agenden des 
Finanzressorts dabei bespricht. Wir machen das 
also auf  Grund der neuen Geschäftsordnung  heute 
zum ersten Mal und werden sehen, wie sich diese 
neue Behandlung des Rechenschaftsberichtes 
bewährt. Da der Herr Landesstatthalter Martin 
Müller morgen wegen Besprechung der Versor-
gungslage im Bundesministerium für  Handel, 
Gewerbe und Industrie sein muß, haben wir uns 
innerhalb der Fraktionen geeinigt, daß der Bericht, 
der sein Ressort und gleichzeitig das Ressort des 
Herrn Landesrates Sperger sowie hinsichtlich der 
Wohnbauförderung  des Herrn Landesrates 
Dipl.-Vw. Gasser behandelt, zuerst beraten wird. 
Das sind nämlich die Aufgaben  des Volkswirt-
schaftlichen  Ausschusses. Ich darf  annehmen, daß 
Sie damit auch jetzt einverstanden sind und den 
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Herrn Abg. Eß, der vom Volkswirtschaftlichen 
Ausschuß als Berichterstatter bestellt wurde, 
bitten, sein Referat  zu beginnen. 

Eß: Hoher Landtag! Der Volkswirtschaftliche 
Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 
4. Oktober d.J. aus dem Rechenschaftsbericht  der 
Vorarlberger Landesregierung an den Vorarlberger 
Landtag über das Jahr 1972 jene Bereiche 
behandelt, die dem Volkswirtschaftlichen 
Ausschuß zugewiesen sind. Im Sinne der vorange-
gangenen Ausführungen  des Herrn Präsidenten darf 
ich mit dem Kapitel 7 auf  Seite 272 - Wirtschaft 
— beginnen. 

Im Kapitel 7 wird im Abschnitt 1 über die 
Raumplanung berichtet. Die Publikation „Raum-
planung in Vorarlberg" von Prof.  Dr. Wurzer 
wurde im Jahre 1972 allen Gemeinden und 
sonstigen mit der Raumplanung befaßten  Stellen 
zugesandt mit der Einladung, sich hiezu zu äußern. 
Davon wurde, wie man im Ausschuß berichtete, 
verhältnismäßig wenig Gebrauch gemacht. Den 
Gemeinden im Rheindelta wurde von der Raum-
planungsstelle ein Vorschlag für  die Abgrenzung 
eines Naturschutz- und Erholungsgebietes im Ufer-
bereich des Rheindeltas zur Stellungnahme zuge-
leitet. Wichtig ist auch der Auftrag,  ein Gutachten 
über die im Walgau vorhandenen Vorkommen über 
Schüttmaterial, Kies, Grundwasser u.dgl. zu er-
stellen. Das Gutachten wurde von dem Chef-
geologen der Geologischen Bundesanstalt in Wien, 
Dr. Oberhauser, fristgerecht  am 
15. Dezember 1972 vorgelegt. Ein gleichlautender 
Auftrag  wurde für  das Rheintal zwischen dem 
Kummenberg und der Staatsgrenze gegenüber 
Liechtenstein erstellt. Im Walgau und im großen 
Walsertal wurden Regionalplanungsgemeinschaften 
gegründet. Unverändert ist die Zahl der Wohn-
siedlungsgebiete mit 27 Gemeinden. Die Notwen-
digkeit, raumplanerische Maßnahmen zu treffen, 
wird von immer mehr Stellen erkannt. Dies trifft 
besonders für  die Gemeinden zu, die auch die 
Raumplanungsstelle beim Amt der Landes-
regierung immer mehr in Anspruch nehmen. Zu 
erwähnen ist femer  die Exkursion nach Oberägeri 
im Kanton Zug, um die dort im Gang befindlichen 
Ortsplanungen zu studieren. An dieser Exkursion, 
die von der Vorarlberger Volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft  durchgeführt  wurde, nahmen vor 
allem Gemeindepolitiker teil. 

Im 2. Abschnitt des Kapitels 7 wird das Bau-
recht, im 3. das Vermessungswesen behandelt. Im 
Baurecht ist besonders auf  das im Jahre 1972 
beschlossene neue Baugesetz hinzuweisen. 

Im 4. Abschnitt wird über die Abfallbeseitigung 
berichtet, daß im Räume Lustenau-Fußach mit 
dem Bau einer Kompostierungsanlage begonnen 
worden ist. Nicht gelöst ist nach wie vor das 

Abfallproblem  im Oberland. Aus dem Gutachten 
von Dr. Oberhauser geht hervor, daß ein Trocken-
tal der Lutz im Räume Schlins-Ludesch für  diesen 
Zweck besonders geeignet wäre. 

Im Abschnitt „Allgemeine Wirtschaftsangele-
genheiten,, ist auf  den Bericht über die erste 
Sitzung des Kontaktausschusses für  wirtschaftliche 
Fragen hinzuweisen. Das Diskussions- und 
Beratungsgremium hat in dieser Sitzung vor allem 
das Ladenschlußproblem eingehend behandelt. Es 
wird in allen Fragen eng mit Handelskammer, 
Arbeiterkammer, Landwirtschaftskammer  und 
Gewerkschaftsbund  zusammengearbeitet. 

Aus dem Abschnitt 7 — Wirtschaftsförderung  — 
ist zu entnehmen, daß das Wirtschaftsförderungs-
institut der Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
für  Vorarlberg insgesamt durch Landesbeiträge von 
2.1 Mio. S unterstützt wurde. Im Rahmen der 
gemeinsamen Kreditaktion für  das Kleingewerbe 
wurden 83 Kredite mit einer Gesamtsumme von 
3,7 Mio. S gewährt. Im Jahre 1972 hat die Landes-
regierung auch die Richtlinien für  die Gewährung 
von Zinszuschüssen des Landes Vorarlberg an 
Inhaber kleiner und mittlerer Betriebe in Berg-
regionen oder entsiedlungsgefährdeten  Gebieten 
beschlossen. Bis zum Jahresende wurden neun 
Ansuchen mit einer Gesamtdarlehenssumme von 
rund 5 Mio. S bewilligt. Die Auftrags-  und 
Beschäftigungslage  in der Vorarlberger Stickerei-
wirtschaft  war im ersten Halbjahr 1972 rückläufig, 
hat dann im zweiten Halbjahr wieder kräftig 
angezogen. 

Der Landesverband für  Fremdenverkehr wurde, 
wie dies im Abschnitt 9 - Fremdenverkehr — 
berichtet wird, mit insgesamt 5.7 Mio. S unter-
stützt. Die vom Land gewährten Zinszuschüsse für 
Fremdenverkehrsinvestitionskredite  betragen am 
Jahresende 6 Mio. S. 

Des weiteren behandelt der Rechenschafts-
bericht das Verkehrswesen , das Energiewesen, die 
wirtschaftliche  Landesverteidigung, die Preisüber-
wachung und den Außenhandel. Hier wird berich-
tet, daß im Jahre 1972 Einfuhrbewilligungen  für 
Waren im Werte von 6.4 Mio. S und Ausfuhr-
bewilligungen für  Waren von 48.8 Mio. S erteilt 
worden sind. Im Abschnitt „Wirtschaftsrecht" 
wird über die Tätigkeit der Bezirkshauptmann-
schaften  auf  dem Gebiete des Wirtschaftsrechtes, 
des Wasserrechtes und des Elektrizitätsrechtes 
berichtet. Femer finden  wir den Bericht über das 
Maschinenwesen, über die Elektrotechnik und über 
die durchgeführten  Strafverfahren. 

Präsident: Darf  ich gleich bitten weiterzufahren 
über Verkehr. 

Eß: Aus dem Kapitel 8 - Verkehr - Seite 290 
des Berichtes ist ferner  über Straßenange-
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legenheiten zu berichten. Die Gebarung erstreckte 
sich für  die Bundesstraßen über einen Betrag von 
rund 210 Mio. S und bei der Rheintalautobahn 
über einen Betrag von 285 Mio. S sowie bei der 
Landesstraßenverwaltung über einen Betrag von 
176 Mio. S. Detailliert wird dann berichtet über 
die Baumaßnahmen bei den Autobahnen und bei 
den Bundesstraßen. Für die Bundesstraßen A, F 
und B stand im Jahre 1972 ein Gesamtkredit von 
513 Mio. S zur Verfügung.  Hievon waren 75 Mio. S 
für  das Baulos Bregenz der Bundesstraße A 14 — 
Rheintalautobahn — bestimmt. Obwohl wegen des 
Fehlens der Voraussetzungen für  die Inangriff-
nahme der Grundablösungen und der Bauarbeiten 
für  das Baulos Bregenz dieser Betrag nicht ent-
sprechend der ursprünglichen Zweckwidmung ver-
wendet werden konnte, war es möglich, durch 
Umschichtungen den Gesamtkredit bis auf  rund 
18 Mio. S oder knapp 4 % aufzubrauchen.  Der 
Rechenschaftsbericht  gibt dann einen detaillierten 
Überblick über die Maßnahmen im Straßenbau. Sie 
finden  diesen auf  Seite 292 bis 303 des Berichtes. 

Präsident: Dann darf  ich bitten Wasserbau, 
Seite 255. 

Eß: Auf  Seite 255 gibt der Bericht Aufschluß 
über die Tätigkeit der Wasserbauverwaltung beim 
Amt der Vorarlberger Landesregierung und über 
jene des Landeswasserbauamtes und führt  die 
einzelnen Baumaßnahmen im Detail an. Für 
Flußbauten wurden insgesamt 11.5 Mio. S auf-
gewendet, zu denen der Bund rund 6.5 das Land 
2.9 und die Interessenten 2 Mio. S beigetragen 
haben. Für Wasserversorgungsanlagen wurden 
79.6 Mio. S ausgegeben. Davon hat das Land 
Vorarlberg 23.7 Mio. S und haben die Interessen-
ten 55.9 Mio. S bezahlt. Gemeinde- und Wasser-
verbände erhielten dazu außerdem Darlehen aus 
Mitteln des Wasserwirtschaftsfonds  von 11 Mio. S. 
Der Schwerpunkt im Wasserbau lag 1972 bei den 
Kanalisationen, für  die 113 Mio. S aufgewendet 
wurden, und zwar 33 Mio. S durch das Land, 
80 Mio. S durch die Interessenten. An Darlehen 
des Wasserwirtschaftsfonds  wurden 36 Mio. S 
gewährt. Daraus ist zu entnehmen, daß die 
Wasserversorgungsanlagen schon verhältnismäßig 
gut ausgebaut sind, daß aber der Aufwand  immer 
stärker bei den Abwasseranlagen steigt, weil hier 
ein großer Bedarf  besteht. 

Der Rechenschaftsbericht  gibt des weiteren 
Aufschluß  über die Tätigkeit des Hydrogra-
phischen Dienstes, über die wasserbautechnische 
Begutachtungs- und Sachverständigentätigkeit, 
über die wasserwirtschaftliche  Planung, wo 
besonders die Mitwirkung bei der Bildung von 
Wasserverbänden und die Beratung der Gemeinden 
in diesen Fragen zu erwähnen ist, sowie über die 

Gewässeraufsicht  und den Gewässerschutz. 

Präsident: Danke, und jetzt haben wir noch 
Seite 210 ff.,  die Wohnbauförderung  und gleich-
zeitig die Regierungsvorlage 14/1973, Wohnbau-
fonds. 

Eß: Der Rechenschaftsbericht  stellt fest,  daß 
die Förderung des Wohnbaues im Jahre 1972 
wesentlich ausgeweitet worden ist. Es wurden im 
Berichtsjahr 1795 Begehren auf  Gewährung eines 
Förderungsdarlehens eingebracht und um Wohn-
beihilfe  sind 2230 Ansuchen eingelangt. Ferner 
wurden eingereicht 684 Begehren auf  Gewährung 
eines Annuitätenzuschusses nach dem Wohnbau-
verbesserungsgesetz und 714 Anträge nach den 
Wohnbaudarlehenbegünstigungsrichtlinien. Der 
Wohnbauförderungsbeirat  hielt zehn Sitzungen ab, 
das Kuratorium des Wohnbaufonds  für  das Land 
Vorarlberg acht Sitzungen. Die Einnahmen nach 
WFG 1968 betrugen im Jahre 1972 insgesamt 
196 Mio. S, davon 159 vom Bund und 20 vom 
Land; die Ausgaben 207 Mio. S. Somit betrug der 
Abgang rund 11 Mio. S. Er wird gedeckt durch 
einen Kontokorrentkredit  von 40 Mio. S. Der 
Vermögensstand war per 31.12.1972 rund 
651 Mio. S. Die Zusicherungen erreichen im Zeit-
raum 1968 bis 1972 915 Mio. S, die Zuzählungen 
696 Mio. S. Noch nicht zugezählt sind rund 
220 Mio. S. Die Summe der endabgerechneten 
Darlehen beträgt nahezu 324 Mio. S. Verwendet 
wurden die Mittel nach WFG 1968 fiir  983 Eigen-
heime mit einer Wohnung, für  60 Eigenheime mit 
zwei und für  94 Eigenheime mit zwei und mehr 
Wohnungen, von denen aber nur eine gefördert 
worden ist. Insgesamt wurden also 1137 Eigen-
heime gefördert,  ferner  395 Eigentumswohnungen 
und 515 Mietwohnungen, 133 Werkswohnungen, 
60 Auf-,  Zu- oder Einbauten und ein Heim. 
Wohnbauhilfen  wurden 726 gewährt. Über weitere 
Details, wie Gesamtnutzflächen  usw., gibt der 
Rechenschaftsbericht  erschöpfend  Auskunft.  Die 
Gesamtbaukosten laut Kostenvoranschlägen 
betrugen rund 978 Mio. S. Nach dem Wohnbauver-
besserungsgesetz wurden 989 Wohnungen geför-
dert. 

Über die Tätigkeit des Landeswohnbaufonds 
gibt sowohl der Rechenschaftsbericht  als auch die 
Regierungsvorlage Beilage 14 Auskunft.  Die 
Förderung aus dem Landeswohnbaufonds  ist eine 
Ergänzung der Förderung nach WFG 1968. Es 
wurden Zusatzdarlehen bei Eigentumswohnungen 
gewährt, und zwar 700 S je Quadratmeter Nutz-
fläche  und bei Mietwohnungen 1575 S je Quadrat-
meter Nutzfläche,  femer  Darlehen für  Wohnungs-
erweiterungen mit 1125 S je Quadratmeter Nutz-
fläche.  Gefördert  wurden 369 Eigentums-
wohnungen, 515 Mietwohnungen, 132Wohnungs-
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erweiterungen. Außerdem wurden 1130 Wohn-
beihilfen  gewährt. Die Einnahmen des Fonds 
betrugen 62.2 Mio. S, die Ausgaben 72.6 Mio. S, 
der Abgang somit rund 10.4 Mio. S. Er ist eben-
falls  durch einen Kontokorrentkredit  gedeckt. Das 
Fondsvermögen ist per 31.12.1972 mit 503 Mio. S 
festgestellt.  Hinsichtlich des Landeswohnbaufonds 
hat der Ausschuß dem Antrag der Vorarlberger 
Landesregierung auf  Kenntnisnahme des Berichtes 
über die Tätigkeit des Wohnbaufonds  für  das Land 
Vorarlberg im Jahre 1972 zugestimmt und stellt 
nunmehr den Antrag, der Hohe Landtag wolle 
beschließen: Der Bericht über die Tätigkeit des 
Wohnbaufonds  für  das Land Vorarlberg im 
Jahre 1972 wird zur Kenntnis genommen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter für  seinen Vortrag und möchte Ihnen 
mitteilen, daß ich jetzt aufrufe  getrennt Wirt-
schaft,  Verkehr, Wasserbau und Wohnbau-
förderung,  und ersuche, im Rahmen dieser Kapitel 
zu bleiben, damit wir etwas geordnet diese ganze 
Debatte abführen  können. Also zuerst die Gruppe 
Wirtschaft.  Wer wünscht das Wort? Es ist der Herr 
Abg. Dipl.-Ing. Rüsch. 

Dipl.-Ing. Rüsch: Hoher Landtag! Laut Rechen-
schaftsbericht  liegt nun endlich, oder eigentlich 
schon seit dem 15. Dezember letzten Jahres, der 
Kieskataster für  den Walgau vor. Es wäre nun von 
Interesse, was weiter mit diesem Kieskataster 
geschehen soll; ob wir als Abgeordnete ihn 
erhalten werden, weil ich glaube, daß wir mit dem 
mittlerweile beschlossenen Landschaftsschutz-
gesetz und dem Raumplanungsgesetz die gesetz-
liche Handhabe hätten, diesem Kieskataster ein 
Leben einzuhauchen. Weiters wäre es von Inter-
esse, ob mittlerweile der Kieskataster für  das 
Rheintal, da ja der Auftrag  vergeben ist laut 
Rechenschaftsbericht,  vorhegt, und auch was mit 
diesem Kieskataster in weiterer Zukunft  geschehen 
soll. 

Präsident: Der Abg. Fritz hat das Wort. 

Fritz: Hohes Haus! Ein besonderes Augenmerk 
schenkten auch im Jahre 1972 Landtag und 
Regierung einem unserer expansivsten Wirtschafts-
zweige, dem Fremdenverkehr, dessen Interessen in 
Zusammenarbeit mit dem Landesverband für 
Fremdenverkehr und der Handelskammer ver-
treten wurden. 

6.86% betrug die Steigerung der Übernach-
tungsziffer  auf  rund 6.8 Millionen, die einen 
Devisenertrag für  das Land von etwa 2.8 Mrd. S 
erbrachten. 

Für weite Bevölkerungskreise, insbesondere in 
den Bergregionen, stellt heute der Fremdenverkehr 

die Grundlage der Lebensexistenz überhaupt dar. 
Ich erinnere an die verschiedenen Erklärungen der 
Herren Bürgermeister anläßlich von Landtags-
exkursionen. Stets kam zum Ausdruck, daß der 
Fremdenverkehr die einzige Hoffnung  auf  eine 
wirtschaftliche  Entwicklung dieser Gemeinden dar-
stellt. Aber auch in absoluten Ziffern  rangiert der 
Fremdenverkehr hinter der Industrie auf  Rang 2. 

In Anbetracht der hervorragenden volkswirt-
schaftlichen  Bedeutung des Fremdenverkehrs 
wurden durch Landesbeiträge unterstützt: 

Der Landesverband für  Fremdenverkehr mit 
rund 4.2 Mio. S, 

die österreichische Fremdenverkehrswerbung in 
Wien mit rund 1 1/2 Mio. S. Dazu kommen für 
verschiedene fremdenverkehrsfördernde  Veran-
staltungen insgesamt etwa 57.000 S. Der Gesamt-
aufwand  belief  sich somit auf  rd. 5.772.000 S. 

Eine besonders wirkungsvolle Unterstützung der 
Fremdenverkehrswirtschaft  stellt die Zinsen-
zuschußaktion des Landes dar, für  die im 
Jahre 1972 1,702.360 S aufgewandt  wurden und 
rund 188 Betriebe begünstigte. Der Gesamtkredit-
rahmen belief  sich dadurch auf  etwa 170 Mio. S. 

Träger der Fremdenverkehrswerbung für  unser 
Land ist der Landesverband für  Fremdenverkehr. 
Neben dem Zuschuß des Landes erhielt er noch 
Subventionen durch die Handelskammer und die 
Gemeinden und durch Einzelmitglieder. Sein 
Gesamtbudget belief  sich 1972 auf  6.030.000 S 
und von diesem Betrag sind allein, und das möchte 
ich betonen, 67 % für  die reine Außenwerbung 
verwendet worden. 

Erfolge  in der Vergangenheit verlangen aber 
neue Anstrengungen in der Zukunft,  wenn das 
Erreichte gehalten und erweitert werden soll. 

Steigerungsziffern  im Fremdenverkehr sind 
keine Selbstverständlichkeiten, wie die jüngste 
Entwicklung zeigt. Die Ansprüche des Publikums 
werden größer und die Konkurrenz des Auslandes 
immer stärker. Qualität ist gefragt.  Es muß deshalb 
unser Bestreben sein, das Niveau unserer Betriebe 
zu verbessern und die Infrastruktur  unserer 
Gebiete auszubauen. Aber auch in der Werbung 
müssen neue Wege beschritten werden, um eine 
bessere Auslastung zu erzielen. 

Dazu sind in Zukunft  sicherlich mehr Mittel als 
bisher notwendig. Darüber heute zu sprechen wäre 
müßig. Wir werden uns anläßlich der Voranschlags-
beratungen 1974 über die notwendigen 
Maßnahmen noch eingehend unterhalten müssen. 

Präsident: Danke schön! Jetzt ist der Herr 
Abg. Lingg zum Wort gemeldet. 

Lingg: Hoher Landtag! Der Herr Bericht-
erstatter hat in seinen Ausführungen  erwähnt, daß 
der Herr Statthalter im Volkswirtschaftlichen 



8. Sitzung des XXI. Vorarlberger Landtages im Jahre 1973 247 

Ausschuß mitgeteilt hat, daß zum Landesent-
wicklungsprogramm von Dr. Wurzer sehr wenig 
Stellungnahmen eingegangen sind. Hiezu muß ich 
zur Ehrenrettung der Gemeinden des Bregenzer-
waldes sagen, daß wir in der Regionalplanungs-
gemeinschaft  Bregenzerwald eine einheitliche, und 
ich glaube auch sagen zu dürfen,  eine ausführliche 
Stellungnahme dazu abgegeben haben. Zum 
Kapitel Fremdenverkehr hat der Herr Präsident 
Abg. Fritz bereits schon das Wesentliche gesagt. 
Ich möchte mich noch einmal als Sprecher des 
Vorarlberger Gastgewerbes für  die Zinsenzuschuß-
aktion herzlich bedanken, möchte auch in einem 
Zuge gleich mitteilen, daß wir trotzdem im 
heurigen Budget 1973 2 Mio. S für  Zinsenzuschuß-
aktion vorgesehen sind, das Auslangen nicht finden 
können. Wir haben noch keine genauen Zahlen, 
aber durch die Kreditrestriktionen sind noch über 
20 Fälle offen,  die nicht behandelt worden sind 
und ich glaube, daß hier dann noch ein Nachhol-
bedarf  für  das Jahr 1973 der Fall sein wird. Weil 
auch die Hôtellerie und das Gastgewerbe von der 
Kreditbremse sehr betroffen  sind, möchte ich mich 
heute schon für  diese Budgetberatung 1974 
anmelden und bitten, daß dann der Zinsenzuschuß 
für  das Jahr 1974 den entsprechenden Anforde-
rungen angepaßt wird. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Stecher zum 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Stecher: Hoher Landtag! Unter Kapitel 7 — 
Wirtschaft  — werden auch der Abfallbeseitigung 
ein paar Zeilen gewidmet. Gestatten Sie mir 
deshalb, daß ich auch einige Bemerkungen hiezu 
mache. 

Die Gemeinden des Oberlandes stehen bezüglich 
der Abfallbeseitigung  nahezu vor einem unlösbaren 
Problem. Es muß rasch etwas geschehen, will man 
nicht Gefahr  laufen,  daß wild und unkontrolliert 
Müll abgelagert wird. Wenn auch von regionaler 
Sicht versucht wird, Vorschläge zu erstatten, wie 
man am besten Müll oder sonstigen Abfall  ver-
werten bzw. beseitigen soll, so sind diese Vor-
schläge in der Praxis nur selten realisierbar, weil 
wir keine gesetzlichen Möglichkeiten haben, den 
erforderlichen  Grund u.dgl. zu erwerben. Die 
Erlassung eines Abfallbeseitigungsgesetzes  ist daher 
dringend notwendig. Besonders akut ist dieses 
Problem im Räume Bludenz, da man die bisherige 
Müllgrube aus Gründen des Wasserschutzes und 
wegen einer privaten Schottergewinnung sperren 
möchte. Es ist einfach  unverständlich, daß durch 
die Erteilung einer wasserrechtlichen Genehmigung 
für  eine private Schottergewinnung ein Bevölke-
rungsgebiet von zirka 20.000 Einwohnern keine 
Möglichkeit mehr haben soll, Müll oder sonstige 
Abfallprodukte  zu deponieren. Bludenz mit 

einigen umliegenden Gemeinden befindet  sich 
diesbezüglich in einem akuten Notstand. Es ist 
unbestritten, daß dem Wasserschutz besondere 
Bedeutung zukommt. Die Verantwortlichen hiefür 
dürfen  aber nicht nur isoliert ihr Problem betrach-
ten, sondern müssen den gesamten Umweltschutz 
im Auge behalten, da gerade die Abfallbeseitigung 
doch ein wesentlicher Faktor des gesamten 
Umweltschutzes ist. Dann könnte es nicht vor-
kommen, daß man einer Gemeinde zumutet, einen 
neuen Müllablageplatz inmitten eines Wohn-
gebietes zu errichten, weil aus hydrologischen 
Gründen keine Bedenken bestehen. Die anderen 
Faktoren, die für  einen Umweltschutz genauso 
wichtig sind, scheinen in diesem konkreten Falle 
nebensächlich behandelt worden zu sein. Ich 
ersuche deshalb die zuständigen Stellen, alles zu 
unternehmen, damit das Abfallbeseitigungsgesetz 
so rasch als möglich beschlossen werden kann. 

Präsident: Danke! Jetzt ist der Abg.Dr.Sutter-
lüty zum Wort gemeldet. 

Dr. Sutterlüty: Geschätzte Dame, meine 
Herren! Wir wissen, daß die wirtschaftliche 
Landesverteidigung ein Bestandteil der soge-
nannten umfassenden  Landesverteidigung ist. Zu 
dieser umfassenden  Landesverteidigung gehören 
die militärische Landesverteidigung, die zivile 
Landesverteidigung, die wirtschaftliche  Landesver-
teidigung und die geistige Landesverteidigung. 
Nun, der entscheidende Teil der Kompetenzen auf 
diesem Gebiet kommt bekanntermaßen dem Bund 
zu. Wir haben gestern in der Presse lesen können, 
wie sehr der Bund auf  diesen Bereichen bisher 
leider versagt hat. Bei der wirtschaftlichen  Landes-
verteidigung ist es auch so, daß die Hauptkompe-
tenz (Zwischenruf:  Diese liegt beim Bund!) — 
genau so ist es, daß die Hauptkompetenz ebenfalls 
beim Bund liegt. Trotzdem hat das Land Vorarl-
berg aus freiwilligen  Stücken es unternommen, 
schon seit Jahren eine Notvorsorge an wichtigen 
Lebensmitteln aufzubauen.  Wir wissen, daß diese 
Notvorsorge der öffentlichen  Hand sehr kostspielig 
ist. Diese paar hundert Tonnen kommen jährlich 
auf  zirka 700.000 bis 800.000 S Lagerzinsen u.dgl. 
Ich glaube, man wird auch in Zukunft  die gesamte 
Notvorsorge nicht zu Lasten der öffentlichen  Hand 
aufbauen  können, sondern es wird unbedingt 
notwendig sein, der sogenannten Haushalts-
bevorratung viel mehr Augenmerk als bisher zu 
schenken. Denn das ist eine wirksame und billige 
Maßnahme im Interesse der Vorratslagerhaltung. 
Es ist dazu zu erwähnen, daß im letzten Jahr eine 
Aktion „Notpack" gestartet worden ist, die eben 
den Gedanken der Haushaltsbevorratung unter die 
Bevölkerung tragen sollte. (Zwischenruf  Lanik: 
Die ist aber vom Bund gekommen!) Das kommt 
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schon noch, nur ein bißchen Geduld! Wir wissen 
aber, daß diese Aktion leider keinen Erfolg 
gebracht hat. Und meines Erachtens vor allem 
deswegen, weil sich der Bund hier leider zu wenig 
engagiert hat. Die gesamten Kosten nämlich, die 
hier angefallen  sind, mußten die Länder und der 
Handel tragen. Der Bund selber hat dazu keinen 
Groschen beigetragen. Ich glaube, so kann man 
eine Aktion natürlich nicht gut zum Erfolg  fuhren 
Ich bin der Meinung, daß man diese Werbeaktion 
für  die Haushaltsbevorratung trotz des Mißerfolges 
wird wiederholen und sich etwas einfallen  lassen 
müssen. 

Es wird also unbedingt notwendig sein, daß in 
Zukunft  der Bund bei solchen Aktionen, gerade 
wenn er sie selbst startet, zahlungsgemäß nicht 
mehr wie bisher einfach  abseits steht. Das ist ein 
Zustand, der meines Erachtens einfach  untragbar 
ist. Das beweist die heutige Situation wegen des 
Nahen Ostens. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang den Herrn Statthalter bitten, daß er in seinen 
Möglichkeiten alles unternimmt, daß der Bund 
endlich auch in Sachen Haushaltsbevorratung 
herwärts schaut und den Dingen den nötigen Ernst 
verleiht. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Köhlmeier 
zum Wort gemeldet. 

Köhlmeier: Hoher Landtag! Ich möchte auch 
noch zur Abfallbeseitigung  sprechen. Ich habe 
gehört, daß die Schlachthausabfälle  vom Schlacht-
haus Bregenz demnächst nicht mehr deponiert 
werden können. Das Schlachthaus steht vor einer 
sehr prekären Situation. Ich weiß nicht, wohin 
diese Schlachthausabfälle  in Zukunft  gebracht 
werden sollen. In diesem Zusammenhang wäre es 
interessant zu erfahren,  wieweit nun die Verhand-
lungen der Fa. Holzer gediehen sind. Ich höre, daß 
nun auch Lustenau wieder bereit ist, einen Grund 
zur Verfügung  zu stellen. Auf  der anderen Seite ist 
das Land mit einem Grundstück im Oberland in 
Verhandlung. Es ist hier sehr eilig, daß bald etwas 
geschieht. Das zur Abfallbeseitigung. 

Dann eine Frage zum Energiewesen. Wir lesen 
hier im Rechenschaftsbericht  über die Erdgas-
versorgung in Vorarlberg und daß die Bemühungen 
für  die Erdgasbezüge bis zum Jahresende noch 
nicht endgültig beurteilt werden konnten. Es wäre 
interessant zu erfahren,  wieweit die Verhand-
lungen mit Algerischem Gas nun gediehen sind, 
weil es gerade heute, wo der Umweltschutz so groß 
geschrieben wird, sicherlich für  den industriellen 
Ballungsraum im Rheintal vorteilhaft  wäre, bald an 
die Erdgasversorgung angeschlossen zu werden. 
Dann noch ein Problem, das ist die Ölumschlags-
anlage Fußach-Lustenau. Hier möchte ich gerne 
wissen, wieweit die Gutachtertätigkeit gediehen 

ist, ob bereits neue Gutachten den Grundwasser-
und Gewässerschutz betreffend  eingelangt sind. 
Wir haben die ersten Gutachten über die Luftver-
unreinigung bekommen und in der Zwischenzeit 
sind Monate vergangen. Seit dort hat sich in dieser 
Angelegenheit nichts mehr getan. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg.Bösch zum 
Wort gemeldet. 

Bösch: Hoher Landtag! Wir haben gegenwärtig 
eine Situation, wo verschiedene Maßnahmen der 

Städteentsorgung und der Vorratshaltung zur 
Sprache kommen und an Aktualität gewonnen 
laben. Wir hören den Hilfeschrei  von Bregenz 
bezüglich der Schlachtabfälle,  wir hören die Hilfe-
rufe  der Bürgermeister des Oberlandes, vor allem 
des Walgaues, in bezug auf  die geregelte Müllbe-

seitigung, wir hören andererseits die Sorgen wegen 
einer Vorratshaltung von Brennstoffen  und von 
Kraftstoffen.  Wir sehen, daß wir keine ordentliche 
Lagerhaltung, keine ausreichende Bevorratung für 
Benzin, also für  Weißware und für  Schweröle 
haben. Das, was uns gegenwärtig im Lande bei 
einzelnen Firmen zur Verfügung  steht, könnte 
unseren Bedarf  wahrscheinlich nicht eine Woche 

lecken. Sehr betrüblich, vor allem dann, wenn 
man einmal auf  solche Vorräte angewiesen ist oder 
sein sollte, was unter Umständen nicht so sehr 

außer Reichweite steht. 
Bezüglich der Müllbeseitigung hat man sich, wie 

Sie wissen, im Unterland geholfen.  Es ist, wie wir 
ebenfalls  wissen, eine Sache der Gemeinden, nicht 

des Landes; es ist uns schon früher  auseinander-
gelegt worden, daß die Kompetenzen hier bei den 
Gemeinden liegen. Aber man sieht daß man sogar 

im Oberland, im Walgau größte Schwierigkeiten 
hat, allein eine vernünftige  Entsorgung von Haus-
müll zu bewerkstelligen. Und wo liegt das Übel 
dieses Tatbestandes? (Zwischenruf  Graf:  Bei der 

Regierung!) Nicht bei der Regierung, Herr Kollege! 
Es ist praktisch eine Sache der Gemeinden, das ist 

erklärt. Aber wenn durch Massenmedien und 
durch bestimmte Organisationen den politischen 
Mandataren, die Verantwortung für  diese Dinge 
ragen, laufend  Prügel vor die Füße geworfen 
werden, dann kommt es eben zu nichts. Die 
Entsorgung ist eine ernste Maßnahme, die man 

licht aufschieben  kann. Das ist etwas, was die 
Gemeinden nicht zum Gaudi machen, sondern 
dazu sind sie sogar verhalten, damit sie ihre Städte, 

ihre Siedlungen sauber halten. Und da muß man 
halt auch in Gottes Namen einmal einsehen, daß, 
wenn der Gemeindefunktionär  nicht mehr durch-
kommt, es doch ein Anliegen der Allgemeinheit 
werden muß, hier zu helfen.  Alle die sich berufen 

fühlen,  auf  dem Gebiet der Entsorgung, der 
Müllbeseitigung usw. sollten schreiben, Versamm-
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lungen abhalten und informieren.  Dann smd auch 
die Leute angesprochen hier mitzuhelfen,  eine 
vernünftige  Lösung zu finden.  Das kann doch nicht 
so weitergehen. Wenn die Situation so bleibt, wie 
sie bisher war, dann sind einfach  jahrelang 
Bemühungen im Oberland zum Scheitern verurteilt 
und werden es weiter sein. Wie will man dann da 
oben, wo überall das Grundwasser gefährdet  ist, zu 
einer Entsorgung der Städte vom Müll kommen? 
Das möchte ich einmal fragen.  Es ist jetzt ein 
Anliegen nicht nur der Politiker, sondern der 
ganzen Bevölkerung und aller geworden. Das muß 
man endlich einmal einsehen. Genauso sieht es aus 
bei der Tierkörperbeseitigung. Es ist heute 
möglich, Tierkörper, ohne sie zu verbrennen, 
einwandfrei  zu beseitigen, denn sie werden 
verwertet. Nur zwei Produkte, Fett und Tiermehl, 
sind schließlich die Restprodukte. Und nur soferne 
sich ein Metallgegenstand im Körper eines Tieres 
befunden  hat, wird er durch einen Magnet-
abscheider aussortiert. Sonst bleibt gar nichts 
übrig. Was die Belästigung der Luft  anbelangt, so 
ist es heute möglich, daß man durch entsprechende 
Gebläse, durch die Herstellung eines Unterdruckes 
in einem solchen Betrieb und die Verwertung 
dieser Luft  im Betrieb als Verbrennungsluft,  sie so 
sauber zu halten, daß sie jedenfalls  keine größere 
Belästigung darstellt als heute ein ausgesiedelter 
Bauernhof  darstellt und die stehen ja schließlich 
im ganzen Land. Also man muß hier einfach  zur 
Vernunft  zurückkehren und einsehen, daß diese 
Dinge unaufschiebbar  sind. Man kann sich nur 
darüber unterhalten, wie sie am besten gelöst 
werden. Und da gibt es in jedem Bereich der 
Entsorgung Beispiele, daß man das so machen 
kann, daß es keine unzumutbare Belästigung 
darstellt. Natürlich, Belästigung ist alles. Wenn man 
mit dem Auto fährt,  ist es eine Belästigung der 
Passanten; es ist eine Belästigung, wenn wir bei 
unserer Heizung Feuer machen. Solche Belästi-
gungen haben wir ja zahllose. Man kann Abfall 
eben nicht zu einem „gar nichts" umwerten. Das 
ist nicht möglich. Man kann sich nur der Methoden 
bedienen, die heute allgemein bekannt sind. Ich 
möchte deshalb bitten, daß man im ganzen Land 
einsieht, daß diese Entsorgungsbetriebe notwendig 
sind, daß sie unaufschiebbar  sind und daß alles im 
Lande mithilft,  daß wir zu diesen Einrichtungen 
kommen, dort wo sie jedenfalls  noch nicht 
bestehen. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Dr. Purtscher 
zum Wort gemeldet. 

Dr. Purtscher: Herr Präsident! Hohes Haus! Zu 
den vorhergehenden Ausführungen  des Kollegen 
Bürgermeister Bosch darf  ich nur ergänzen, daß es 
tatsächlich so ist, daß wir hinsichtlich unseres 

Umweltdenkens vielfach  einer Schizophrenie 
unterliegen. Einerseits schreiben wir den Umwelt-
schutz und alle Probleme, die mit der Ökologie 
zusammenhängen, sehr groß und ich glaube, der 
Landtag darf  sich rühmen, als erster ein sehr 
umfassendes  Landschaftsschutzgesetz  beschlossen 
zu haben, das alle oder sehr viele Probleme 
jedenfalls  des Landschaftsschutzes  behandelt — die 
Abfallbeseitigung  soll ja noch nachfolgen  — 
andererseits stellt man doch immer wieder fest, 
daß man immer dann, wenn die öffentliche  Hand 
darangeht, diesen Zivilisationsmull, wie man ihn 
einfach  bezeichnen kann, diesen Wohlstands-
barometer der Konsumgesellschaft  zu beseitigen, 
daß dann die Probleme sich kumulieren und 
allerorts Schwierigkeiten gemacht werden. Ich 
glaube, es bedarf  einfach  der Erkenntnis, daß auch 
die Behebung der schon vorhandenen ökologischen 
Probleme einer gewissen Opferbereitschaft  bedarf 
und daß es hier einfach  gilt, den immer wieder 
Betroffenen  — und es wird nie ohne gewisse 
Beeinträchtigung gehen — klarzumachen, daß es 
eben im Sinne des Gesamtwohles notwendig ist. 
Dazu zählt beispielsweise auch die bereits ange-
schnittene Problematik der wirtschaftlichen 
Landesverteidigung auf  dem Rohstoffsektor  Erdöl. 
Wir selbst wären heute allzu froh,  wir hätten etwas 
mehr Tanklager, etwas mehr Vorratslager für  Erdöl 
und wenn man die Berichterstattungen der 
Schweizer Zeitungen liest, sö kann man nur vor 
Neid erblassen, die auf  Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung  Pflichtlager  von einem halben 
Jahresbedarf  an Erdöl liegen haben und jetzt 
reklamieren, daß man daran gehen soll, diese 
Zeitspanne zu vergrößern. Der Benzinpreis wurde 
um drei Rappen erhöht, damit man noch mehr 
Lager anlegen konnte offenbar.  Ich glaube das sind 
Dinge, die uns zu mahnen geben. Bei uns haben 
wir eine schöne Empfehlung  der OECD vorliegen 
für  90 Tage Lagerraum. Und nach wenigen Tagen 
einer Krise stehen wir vor leeren Zapfstellen.  Das 
ist eine mehr als betrübliche Entwicklung, die uns 
— glaube ich — ohne jetzt lange in ein Streit-
gespräch einzutreten, wer hier die Versäumnisse 
hat, entsprechend vorgesorgt zu haben, daß man 
daran geht, einmal das Problem Erdgas, das bereits 
in Behandlung steht, energisch voranzutreiben und 
auch unter allen Umständen nun trachtet, Erdöl-
lager anzulegen. Und auch hier wieder den Appell, 
nicht durch allzu sehr ökologische Überlegungen 
diese Vorhaben wieder zunichte zu machen. Das 
war nur eine Ergänzung zu den vorangehenden 
Ausführungen. 

Ich wollte mich eigentlich zum Kapitel „Wirt-
schaftliche  Angelegenheiten" melden, nachdem es 
glaube ich angebracht ist, ein wenig die Situation 
jener Sparte der Wirtschaft  der Vorarlberger 
Wirtschaft  zu beleuchten des Jahres 1972, die am 
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meisten zum Bruttoproduktionswert beigetragen 
hat, nämlich der Vorarlberger Industrie; und bei 
dieser Gelegenheit auch auf  die in der Diskussion 
über dieses Kapitel immer wieder erhobenen 
Probleme der Vorarlberger Industriestruktur ein 
wenig zu beleuchten. Das kann unter einem 
geschehen und mit wenigen Sätzen. 

Die Vorarlberger Industrie kann im Jahre 1972 
auf  ein gutes Jahr zurückblicken, denn der 
Bruttoproduktionswert ist um 10% gegenüber 
einem österreichischen Durchschnitt von 7 %, von 
12.45 Mrd. auf  13.7 Mrd. gestiegen. Diese 
Zuwachsrate von 1 1/4 Mrd. österreichischen 
Schillingen entfällt  interessanterweise zum über-
wiegenden Teil, und zwar zu 64 % auf  nichttextile 
Sektoren. Ich glaube, es ist ein sehr wichtiges Indiz 
gerade im Hinblick auf  die auch im Rechenschafts-
bericht erörterte Studie von Prof.  Dipl.-Kfm.  Hans 
Seidel über „Struktur- und Entwicklungsper-
spektiven der Vorarlberger Wirtschaft".  Nur 36 %, 
nämlich 456 Mio. S des Zuwachses entfallen  auf 
den textilen bzw. Bekleidungssektor. Vom nicht-
textilen Sektor hatte eine geradezu explosions-
artige Entwicklung die Eisen-, Metall-, Elektro-
industrie, die allein einen Zuwachs von 555 Mio.S 
Bruttoproduktionswert verzeichnet. (Zwischenruf 
Graf)  Ich glaube, daß 555 Mio. eine recht ansehn-
liche Summe darstellen, man kann nicht davon 
sprechen, Herr Kollege Graf,  daß sie vorher nichts 
hatte, denn diese Sparte hatte bereits im Jahre 
1970 13 % Anteil an der Vorarlberger Industrie 
und hat durch diese sprunghafte  Erhöhung jetzt 
einen Anteil von 17 %, während der textile Bereich 
von 70 % im Jahre 1970 auf  62 % zurückging. Ich 
kenne Ihre Animosität gegenüber allen Struktur-
problemen der Vorarlberger Industrie und nicht 
zuletzt deswegen ist es immer wieder Gegenstand 
der Erörterungen hier, die aber doch aufzeigen, 
wie sehr sich einerseits die Vorarlberger Textil-
industrie wohl bemüht, ihre Position zu halten, 
aber eben die Entwicklung insbesondere auch im 
Bereiche neuer Firmengründungen doch auf  eine 
weit stärkere Expansion im nichttextilen Bereich 
hinweist. Der gesamte Textilbereich hat mit 
7.7 Mrd. S nach wie vor den Löwenanteil, es folgt 
aber dann bereits die Nahrungs- und Genußmittel-
industrie mit 1.43 Mrd. S und dann die Eisen- und 
Metallindustrie mit 939 Mio. S, also einem recht 
beachtlichen Anteil, und dann die Elektroindustrie 
mit ungefähr  700 Mio.S. Die Beschäftigtenziffer, 
und das ist auch ein Indiz bezüglich der Wert-
schöpfung,  die Sie jetzt anschneiden, Kollege Graf, 
ist ungefähr  so gegliedert, daß von den 
40.000 Gesamtbeschäftigten  - im übrigen ist die 
Beschäftigtenzahl  in der Industrie lediglich um 
4.6 % gestiegen, wovon 956 mehr Beschäftigte  im 
Bereich Eisen, Metall, Elektro entfallen,  600 im 
Bereich Textil und 150 im Bereich Nahrungs- und 

Genußmittel; der textile Beschäftigungsanteil  ist 
damit auf  61 % zurückgegangen, der des Eisen—, 
Metall—, Elektrobereiches auf  19 %. Man kann also 
hier, Herr Kollege Graf,  nicht nur von einer 
niedrigen Wertschöpfung  des Textilbereiches 
reden, denn aus dem Vergleich Beschäftigtenanteil 
zu Bruttoproduktionswert ersehen Sie, daß 61 % 
Beschäftigtenanteil  der Textilindustrie 62 % Wert-
schöpfung,  bezogen auf  den Bruttoproduktions-
wert, gegenübersteht. Der Export ist ein beson-
deres Stimulans gewesen für  diese gute Entwick-
lung in der Vorarlberger Industrie. Waren es im 
Vorjahr 13 %, so ist der Export im Jahre 1972 
sogar um 19.8 %, also rund 20 % oder um eine 
Milliarde auf  5.68 Mrd. S gestiegen. Damit ist der 
Anteil der Vorarlberger Industrie an den gesamten 
Vorarlberger Exporten sogar 84 %, wovon bei der 
Steigerung nämlich etwa die Hälfte  auf  Textil und 
die Hälfte  auf  Nichttextil entfällt.  Interessant ist 
dabei, daß sich trotz der inzwischen erfolgten 
Fixierung der Einverleibung in die EWG oder 
zumindesten Annäherung doch der Export in die 
EFTA sich nochmals verstärkt von 51 % im 
Jahre 1970 auf  56 %. Und gerade diese Dominanz 
der EFTA ist ein Punkt, der für  die kommenden 
Jahre etwas Sorge bereitet, zumal die Rumpf-
EFTA bei weitem nicht alles aufgenommen  hat 
und noch eine Reihe weiterer erschwerender 
Faktoren im Exportbereich dazukommen. Ich darf 
nur die wichtigsten nennen; das ist außer dem 
Abschluß der Freihandelsverträge, die ja grund-
sätzlich begrüßt wurden, aber naturgemäß mit 
einer Verschlechterung der Wettbewerbssituation 
verbunden sind; es ist vor allem der mit Einführung 
der Mehrwertsteuer verbundene Wegfall  der Aus-
fuhrvergütung;  die letzte Kennedy-Runde mit der 
Beseitigung der Zollbarriere; nun insbesondere 
aber der Währungssektor, der enorme .Probleme 
auferlegt,  die Abwertung des Dollars einerseits und 
des Pfundes  und insbesondere die Schilling-
aufwertung.  All diese Probleme lassen es für  sehr 
wahrscheinlich erachten, daß eine ähnliche Erfolgs-
quote im Jahre 1973 zu verzeichnen sein wird, 
wenn auch die Ergebnisse des ersten Halbjahres 
recht vielversprechend sind. Aber die Prognose für 
das Jahr 1974 und insbesondere die nächsten 
Monate ist im Augenblick, ohne jetzt in Zweck-
pessimismus machen zu wollen, nicht gerade 
erfreulich.  Wie man hört, sind im Stickereibereich 
bereits sehr starke Abschwächungstendenzen des 
Exportes und auch die anderen Bereiche sind 
gerade auf  den Exportmärkten nunmehr in eine 
ungeheure Kostenschere geraten, so daß die 
Vorarlberger Industrie mit Besorgnis dem 
Jahre 1974 entgegengeht, der Kostenentwicklung 
im Binnenmarkt und einer Abschwächung der 
Verkaufserlöse  auf  der anderen Seite. 
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Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Graf  zum 
Wort gemeldet. 

Graf:  Hoher Landtag! Mein Vorredner hat von 
der Strukturänderung der Vorarlberger Industrie 
gesprochen und ich möchte an dieser Stelle sagen, 
daß es mich eigentlich freut,  daß unsere Warnung, 
die wir immer wieder ausgesprochen haben, daß 
Vorarlberg zu einseitig industriell ausgerichtet ist, 
gehört wurde, vernommen wurde, daß man also 
bei der Strukturveränderung unserer Industrie in 
vollem Einsatz ist und daß wir hören, daß also 
andere Industriezweige als nur die Textilindustrie 
im Vormarsch sind und das ist nur gut so und ist 
auch richtig so, daß hier ein Umdenken eingetreten 
ist. 

Nun, meine Dame, meine Herren, von der 
wirtschaftlichen  Landesverteidigung ist hier die 
Rede gewesen. Der Abg. Dr. Sutterlüty gibt eigent-
lich unserem Statthalter eine Marschrichtung mit 
nach Wien; wir diskutieren ja jetzt sein Kapitel 
(Zwischenruf  Dr. Sutterlüty: Das ist nicht not-
wendig!) wir diskutieren jetzt das Kapitel, da er ja 
nach Wien fahren  muß und er soll nun das mit 
nach Wien nehmen und dem Bund, wenn er mit 
beiden Händen dort steht und ein Geld haben will, 
daß der Bund ein Versager sei, das soll er unten 
sagen, daß die Abgeordneten der ÖVP der Auf-
fassung  sind, daß der Bund in dieser Beziehung voll 
versagt hätte. Ich weiß nicht, wie man das 
aufnimmt.  Ich glaube gerade im Augenblick daß 
unser Statthalter zuständig für  diese Dinge nach 
Wien geht, um dorten also an einer entscheidenden 
Besprechung teilzunehmen, daß es gerade 
geschickt ist, daß man jetzt sehr deutlich sagt, der 
Bund ist eine Flasche, der kann nichts. (Zwischen-
ruf:  Ein Versager!) Nun, meine Dame und meine 
Herren, Versager, wenn Sie wollen, wiederhole ich 
das. Nun, meine Dame und Herren, der Abg. Bosch 
hat gemeint, man solle die Wadelbeißerei weglassen 
jetzt in einer Krisensituation, man sollte also alles 
tun, daß wir gemeinsam diese Streßsituation in 
Griff  bekommen und diese Dinge verbessern 
wollen. Er sagte, es hätte keinen Sinn, hier mit 
Vorwürfen  nach links und nach rechts auszu-
schlagen. Dieser Auffassung  bin ich ebenfalls.  Aber 
die Wadelbeißerei, die geschah im Lande selbst, die 
muß doch beleuchtet werden. Es ist klar, daß der 
österreichische Rundfunk  neuerlich wiederum der 
Bevölkerung deutlich gezeigt hat, daß sie beginnen 
sollen zu hamstern, denn es verging in keiner 
Nachrichtensendung, daß deutlich gemacht wurde, 
Leute, wir haben kein Benzin mehr, Leute, wir 
haben kein öl mehr, Leute, wir sind in einer 
Krisensituation, es kommt die Katastrophe über 
uns u.dgl. Dinge mehr. Dies hat natürlich der 
Bundesparteiobmann der österreichischen Volks-
partei, Schleinzer, zum Anlaß genommen, eine 

Pressekonferenz  zu veranstalten und dorten eben-
falls  den Bund beschuldigt, er hätte also völlig 
versagt. Als an den Bundesparteiobmann 
Abg. Schleinzer die Frage gerichtet wurde, nanu, 
was hat die ÖVP getan als sie allein regierte, mußte 
er selber zugeben, na, über Ansätze sind wir nicht 
hinausgekommen (Zwischenruf  Jäger: Ihr wollt es 
doch besser machen!). Nun, der Herr Landeshaupt-
mann hat dann daraufhin  mit einer heftigen 
Attacke, die ich als eine Wadelbeißerei bezeichne, 
nicht wahr, die Bundesregierung heftig  angegriffen, 
obwohl morgen Müller in Wien sein wird, heftigst 
angegriffen  und hier also Meinungen zum 
Ausdruck gebracht, die absolut nicht dazu bei-
tragen, wie der Abg. Bosch und auch ich der 
Auffassung  sind, daß in einer solchen Krisen-
situation, man sollte mehr an die Dinge erinnern, 
die uns alle drücken, als nur eine solche Meinung 
von sich zu geben. Auf  Befragung  hat Schleinzer 
selbstverständlich bejaht, daß das Rohstoff-
lenkungsgesetz novelliert werden soll. Der Herr 
Landeshauptmann hat gesagt: Kein taugliches 
Mittel, Rohstofflenkungsgesetz!  (Zwischenruf 
Dr. Keßler: Das habe ich nicht gesagt, sondern daß 
es jetzt zu spät ist!) Dann ist also bekannt 
geworden, Herr Vizepräsident der Handelskammer, 
daß die „schwarze" Bundeswirtschaftskammer  seit 
eh und je dagegen ist, daß Rohöl in das Rohstoff-
lenkungsgesetz mit eingebaut wird und daß die 
Bundeswirtschaftskammer  diese Novelle nur 
befristet  haben will bis Ende 1974. Nicht wahr, 
man sieht wie hier hin und her gespielt wird, um 
den Ernst der Lage ist niemand darum bemüht, 
hier aus einer solchen Situation herauszukommen. 
Sehen Sie, das Land Vorarlberg wird von nieman-
dem gehindert, Öltanklager anzulegen. Wer soll das 
verhindern ? Niemand! Das kann Vorarlberg selb-
ständig tun. Vorarlberg kann auch selbständig tun, 
ohne daß wir vom Bund dazu ein Jawort brauchen 
oder — was anderes kann Vorarlberg — auch 
Lebensmittellager anlegen soviel es will. Das ist 
allein ihre Aufgabe.  Dazu braucht man nicht nach 
Wien fragen  zu gehen, ob ich einen Öltank mehr 
oder weniger aufstellen  darf.  Darüber gibt es 
keinen Zweifel.  (Zwischenruf  Dr. Sutterlüty: Wenn 
der Bund zuständig ist! — Glocke des Präsidenten) 
Und immer dann, mit erhobenem Zeigefinger, 
nicht wahr, dahin zu zeigen, wo man meint, man 
könnte jemand treffen,  und in Vorarlberg ist man 
grundsätzlich der Auffassung  bisher jedenfalls, 
wenn der Bund nicht tätig wird, dann hat das Land 
selbstverständlich ein Recht, selbst tätig zu 
werden. (Zwischenruf  Dr. Sutterlüty: Traurig für 
den Bund!) Ob das nun Gesetzgebimg ist oder 
wirtschaftliche  Verwaltung, ganz gleichgültig, hat 
Vorarlberg immer noch das Recht selbst in 
Anspruch genommen, diese Tätigkeit, wenn sie der 
Bund nicht durchführt,  selbst zu tun. Und 
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verstehen Sie bitte, meine Dame und Herren, daß 
die Diskussion um die Verknappung von Benzin 
und öl letzte Woche am Freitag begann, und zwar 
am Freitag, an jenem Tag, als nicht mehr 
ausgeliefert  werden konnte und es war natürlich all 
diesen Journalisten, die da mehr öder minder mit 
gehässigen Dingen der Bundesregierung am Zeug 
flicken  wollten, auch im österreichischen Rund-
funk  ist keine Nachrichtensendung gewesen, ohne 
daß nicht lautstark gesagt wurde, Leute, wir sind 
am Ruin, wir haben kein Benzin mehr. Und am 
Freitag, Samstag, Sonntag ging es weiter und am 
Montag, Dienstag ist es stiller geworden, als nun 
die Auslieferungen  wieder in Gang gesetzt wurden. 
Ich meine, so kann man das auch machen, nicht 
wahr. Aber wenn man in Österreich glaubt in einer 
Krisensituation zu sein, dann müßten wir alle 
näher zusammenrücken, aber nicht auseinander-
klaffen,  um dann Schuldsprüche hie und da 
auszuteilen, wie es geschah, denn es könnte auch 
eine andere Krisensituation eintreten und dann 
wäre es das Allerschlechteste, wenn wir uns nicht 
gegenseitig hier helfen  würden, als auseinander-
streben. Und gerade ein verantwortlicher Politiker, 
wie der Landeshauptmann selbst, hat eigentlich 
mehr die Dinge angeheizt als beruhigt und ich 
glaube es wäre ihm zugestanden, in dieser 
Situation mehr beruhigend als wadelbeißend vor 
die Öffentlichkeit  zu treten. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Dipl.-Ing. 
Mayer zum Wort gemeldet und ich erteile es ihm. 

Dipl.-Ing. Mayer: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Mein Freund Graf  hat schon einiges vorwegge-
nommen. Ich möchte nur hinzufügen,  daß, wenn 
unser Landesstatthalter mit dem Wunschpaketchen 
nach Wien reist, er auch vielleicht in der Kärntner-
straße vorbeigehen soll und einmal ein Gespräch 
mit dem Herrn Bundesparteiobmann der ÖVP 
führen  möchte. Wir haben nämlich gestern in den 
Mittagsnachrichten folgendermaßen  folgendes  ver-
nommen. Der Herr Bundesparteiobmann der ÖVP, 
wie es ihm ja zusteht, hat wie üblich aus seiner 
Ecke, aus seiner politischen Ecke heraus, etwas 
resümiert wegen der Ölknappheit, hat aber dann 
doch zum Schluß ganz klar gesagt, er werde einer 
Novellierung des Rohstofflenkungsgesetzes  die 
Zustimmung erteilen. Einige Minuten später in den 
Lokalnachrichten ein Bericht über eine Presse-
konferenz  des Herrn Landeshauptmannes: „Die 
Novellierung des Rohstofflenkungsgesetzes 
bedeutet eine Bankrotterklärung der österreichi-
schen Bundesregierung." Herr Landesstatthalter, 
vielleicht können Sie (Zwischenruf  Dr. Keßler: Das 
habe ich nicht gesagt!) werden Sie vielleicht, Herr 
Landesstatthalter, auch diese Dinge in der 
Kärntnerstraße klarstellen, damit nicht eine 
Länderfront  der ÖVP gegenüber der ÖVP im 

Bunde entsteht, was mir . . . Nun aber eine Sache, 
die mir ganz persönlich in der Stadt vielleicht viel 
näher liegt und die besonders der Herr Kollege 
Bosch schon angezogen hat. 

Das Thema wurde allerdings noch nicht in 
seiner ganzen Tragweite und seinen wesentlichen 
Punkten erörtert. Es betrifft  die Beseitigung der 
Schlachtabfälle.  Wir haben nun als ein Trink-
wasserschutzgebiet nur noch ganz kleine Flächen 
übrig, die nicht verbaut sind. Obwohl uns klar ist, 
daß die Gemeinden die restliche Aufgabe  haben, 
dafür  zu sorgen, daß diese Abfälle  wegkommen, 
gibt es doch eben bei den beschränkten Gemeinde-
gebieten und bei der geologischen Situation, die 
vorhanden ist, manchmal gar nicht die Möglich-
keit, dafür  Vorsorge zu treffen,  es sei denn, man 
macht es so wie bei den Schlachthäusern selbst, wo 
dann Fehlinvestitionen getätigt werden wie in 
Dornbirn und man städtische Schlachthäuser baut, 
durch die dann später regionale Schlachthäuser 
verhindert werden. Was ich aber zu diesem 
Problem doch noch sagen möchte: Es wurde 
vielfach  darauf  Bezug genommen, daß ich vor einer 
Woche in einer Pressekonferenz  in der Öffent-
lichkeit einmal darauf  hingewiesen habe, daß eine 
echte Katastrophe auf  diesem Gebiet dann 
entstehen könnte, wenn einmal eine Seuche, eine 
Tierseuche, unser Land heimsucht. Dann wissen 
wir nämlich, wenn Notschlachtungen gang und 
gäbe sind, wirklich nicht mehr wohin mit den 
Kadavern. Die Stadt Bregenz betreibt seit langer 
langer Zeit ein Schlachthaus mitten im Festspiel-
gelände und hat auch dort Kondomatsstallungen, 
ein Kondomatsgeleise und Ställe, in denen eben 
Seuchentiere untergebracht werden könnten. Aber 
Möglichkeiten, die Kadaver zu vernichten und zu 
beseitigen, bestehen nicht mehr. Wie ist es denn 
jetzt überall? Es ist nicht ein Bregenzer Problem, 
sondern es ist ein Landesproblem. Schauen wir uns 
nur einmal die Müllhalden an, es wird dort, wo es 
nicht erlaubt ist, bei Nacht und Nebel der Kadaver 
verscharrt oder die Schlachthofabfälle  verscharrt, 
und wenn man am Morgen vorbeikommt, sieht 
man noch da und dort bei diesen Mülldeponien die 
Überreste. Das, obwohl wie gesagt derzeit nur die 
normalen Schlachthausabfälle  abfallen  und keine 
Krisensituation besteht, wie das bei Seuchen der 
Fall sein kann. Ich glaube, daß daher hier doch mit 
Hilfe  des Landes die Gemeinden baldmöglichst 
zusammenkommen müssen, um regionale 
Lösungen zur Bewältigung dieses Problems zu 
finden.  Ich habe daher die Bezirkshaupt-
mannschaft  informiert,  daß eine solche 
Besprechung dringend notwendig sei und ich 
hoffe,  daß sie bald zustande kommt. Aber ich 
glaube nicht, daß das nur vom Bezirk Bregenz her 
lösbar ist. Da müßten also schon mehrere Bezirke 
zusammentreten. Am besten, wenn man sich von 
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seiten des Landes her dieses Problems annehmen 
würde, damit wir nicht auch auf  diesem Gebiet 
einen Krisennotstand bekommen, wie das ja immer 
wieder der Fall ist, wenn unvorbereitet solche 
Dinge an uns herantreten. Mein Appell geht daher 
an das Land, der Beseitigung der Schlachthaus-
abfälle,  insbesondere auch im Falle von Seuchen, 
ein besseres Augenmerk zu schenken. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Fritz zum 
Wort gemeldet. 

Fritz: Hohes Haus! Zwei Dinge bitte ich zur 
Aufklärung  sagen zu dürfen.  Zum Kollegen Bosch: 
Jedes Wort Ihrer Ausführungen  unterstreiche ich. 
Ich unterstreiche auch den Appell an die Öffent-
lichkeit und an die Presse. Aber eines geht nicht in 
mein Hirn; es war ja auch in Lustenau eine 
Tierkörperbeseitigungsanstalt vorgesehen. Ich frage 
mich, wenn das alles so sauber zum Beiseite-
schaffen  bzw. zum Beseitigen geht, warum hat sich 
Lustenau denn dann auf  einmal dagegen gewehrt? 
Ich glaube, auch Sie Herr Bürgermeister haben 
dann letztlich ein Nein gesprochen. Vielleicht 
können Sie mich aufklären,  wie beides unter einen 
Hut zu bringen ist. 

Zur Frage der Verknappung an Öl usw., danke 
ich für  die Aufklärung  durch Herrn Kollegen Graf. 
Ich weiß jetzt, der ORF ist daran schuld. Wie 
könnte das auch anders sein bei der bekannten 
Animosität; es ist also nicht die Regierung, 
sondern der ORF. Ich nehme das zur Kenntnis. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Landeshauptmann 
Dr. Keßler zum Wort gemeldet. 

Dr. Keßler: Hohes Haus! Dem, was in der 
Pressekonferenz  vor wenigen Tagen zur Frage der 
Krisenbekämpfung  und der Bevorratung gesagt 
wurde sowohl auf  dem Sektor der Treibstoffe  als 
auch der Lebensmittel, dem ist nicht viel hinzuzu-
fügen.  Ich möchte lediglich einen Irrtum aufklären. 
Es ist in der Pressekonferenz  von mir nicht gesagt 
worden, daß die Einbeziehung der Mineralöle, des 
Benzins, des Heizöls in das Rohstofflenkungsgesetz 
sinnlos oder zwecklos sei, sondern ich habe Kritik 
daran geübt, daß man sich erst dann Gedanken 
darüber gemacht hat, diese Produkte in das 
Rohstofflenkungsgesetz  einzubeziehen, als die 
Notsituation gegeben war. Von einer voraus-
denkenden und vorausschauenden Bundes-
regierung würde man sich erwarten, daß man sich 
früher  darüber Gedanken macht, welche Produkte 
im Interesse der Versorgung und insbesondere 
auch der Notversorgung der Bevölkerung in ein 
solches Gesetz einzubeziehen sind. Die Überle-
gungen der Regierung sind sehr spät gekommen, 
nach unserer Meinung zu spät. Ich würde aber 

sagen, freilich  besser als gar nicht ist es immerhin 
noch jetzt. Und das scheint auch die Auffassung 
des Bundesparteiobmannes der ÖVP zu sein. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Bosch zum 
Wort gemeldet. 

Bosch: Hoher Landtag! Herr Kollege Fritz, es 
ist natürlich von Ihrer Warte aus leicht zu urteilen, 
weil Sie ja in jedem Falle weit weg sein werden von 
einer künftigen  Einrichtung größeren Stils. 
(Zwischenruf  Fritz: Ich stehe vor den gleichen 
Problemen!) Aber es ist bis heute so, daß in 
Lustenau der einzige Entsorgungsbetrieb steht, der 
im Lande in Kürze betrieben wird, wobei ich sagen 
muß, daß er vom Siedlungsgebiet Lustenaus 
genauso weit entfernt  ist als wie vom Siedlungs-
gebiet Hard und Fußach. Wenn Sie die politische 
Agitation in meiner Gemeinde kennen würden, 
dann wäre bei Ihnen keine Frage offen  geblieben, 
denn man hat mich sozusagen als den 
„Verdrecker" dieses schönen Streifens  am Jungen 
Rhein bezichtigt und mir vorgeworfen,  daß ich mit 
Genuß und der Steuern wegen alles buchstäblich 
an diese Gemeinde heranziehen möchte. Dem ist 
bei weitem nicht so. Aber weil ich lange mit diesen 
Dingen beschäftigt  bin, sehe ich, daß es ja 
irgendwo kommen muß und daß es dort am besten 
situiert ist, wo die geringste Auswirkung auf  eine 
benachbarte Siedlung zu erwarten ist. Das ist eine 
Notwendigkeit und eine Tatsache. Wir würden uns 
leichter tun, wenn heute schon die Senderstraße 
über das Lauteracher Ried führen  würde, weil dort 
das Rheintal die größte Breite hat, die es über-
haupt aufweist,  und weil dort zufolge  der Boden-
beschaffenheit  keine Siedlungen stehen. Aber 
heute kann man dieses Gelände nicht anfahren, 
weil mit LKWs diese Straßen und Brücken einfach 
nicht zu befahren  sind. Das ist ein großes 
Handikap. Und sonst haben wir nur schmale 
Talböden im ganzen Land zur Verfügung  und 
ecken darum mit der Auswahl der Standorte für 
solche Anlagen überall an. Das ist ein Nachteil, den 
unser Land zufolge  seiner topographischen 
Beschaffenheit  einfach  hat. Aber Sie dürfen 
beruhigt sein, Herr Kollege, wir haben beim 
nächsten Rechenschaftsbericht  wieder Gelegen-
heit, darüber zu reden. 

Präsident: Jetzt ist der Herr Abg. Graf  zum 
Wort gemeldet. 

Graf:  Hoher Landtag! Ich habe dem Herrn 
Landeshauptmann gesagt, er hätte die Novelle zum 
Rohstofflenkungsgesetz  als kein taugliches Mittel 
bezeichnet. (Zwischenruf  Dr. Keßler: Stimmt 
nicht!) Ich weiß, daß es nicht stimmt, es war aber 
außerordentlich abgeschwächt von mir, denn 
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gesagt haben Sie: Jetzt ein Rohstofflenkungsgesetz 
zu verlangen kommt nach Ansicht des Vorarl-
berger Landeshauptmannes einer völligen 
Bankrotterklärung gleich, nicht wahr. Es ist viel 
schwerwiegender als zu sagen, es ist kein taugliches 
Mittel. Ich meine, ich war noch konziliant in 
meiner Ausdrucksform  Ihnen gegenüber, Herr 
Landeshauptmann, wenn Sie sagen, einer 
Bankrotterklärung gleich. Ich weiß nicht, ob es 
sehr klug ist, nicht wahr, in Anbetracht dessen, 
daß man jetzt nach Wien muß, um diese Dinge zu 
besprechen, hier also dem Statthalter auf  den Weg 
zu gehen und dorten nicht wahr doch auch das zu 
erreichen, was zu erreichen ist, wenn man also ich 
glaube derart böswillige Äußerungen dem Bunde 
gegenüber macht. 

Präsident: Der Herr Landesstatthalter Müller 
hat sich nun zum Wort gemeldet. 

Müller: Hohes Haus! Es ist also eine Fülle von 
Anfragen  gestellt worden, die ich mich bemühe, 
möglichst kurz zu beantworten, soferne  ich sie 
kann. Der Herr Abg. Dipl.-Ing. Rüsch hat mit 
Recht die Frage gestellt, wie sieht nun der 
Kieskataster aus? Wir wissen, daß an Geologen 
Aufträge  gegeben worden sind, Untersuchungen 
anzustellen, zuerst über den Walgau und jetzt noch 
über das Rheintal. Das Rheintal wird also auch in 
den nächsten Tagen kommen und es sind jetzt 
noch Aufträge  gegeben worden, diese Ergebnisse 
zu koordinieren, zusammenzutragen und gleich-
zeitig auch etwa Vorschläge zu unterbreiten, wie 
man nun die neu festgestellten  Kiesvorkommen 
auch entsprechend abbauen kann. Denn wir 
müssen, glaube ich, ja den Kiesunternehmern, 
insbesondere im Walgau, sagen: Ja, wo soll man 
dann in Zukunft  Kies abbauen fürs  Inland und die 
Frage stellen: Können wir auch ins Ausland noch 
weiterhin Exporte dulden? , wobei es uns klar ist 
- es ist ja schon im Hinblick auf  die Verab-
schiedung des Landschaftsschutzgesetzes  gesagt 
worden - , daß wir den Abbau eigentlich nur 
dadurch stoppen können, daß wir eben gewisse 
Belastungen pro Kubikmeter beschließen. Nun, das 
wird also jetzt geschehen. Wie kann man diese 
Kiesstätten anfahren,  wieviel wird dort gelagert, 
wie kann man abbauen, ohne wiederum gegen das 
Landschaftsschutzgesetz  zu handeln? Ich nehme 
an, daß ich vielleicht bei der Budgetberatung dann 
schon Näheres sagen kann. Sicher aber wird es bis 
zum Frühjahr soweit sein, daß man dem Landtag 
hier konkret berichten kann. 

Interessant ist, daß mit dieser Aufgabe,  also im 
Zusammenhang mit der Untersuchung der Kies-
vorkommen natürlich andere, ganz hervorragende 
Erkenntnisse gewonnen wurden, wenn ich 
beispielsweise nur auf  die enormen Gips-

vorkommen in Vorarlberg verweise. Wir haben 
Millionen, zig Millionen Tonnen wertvolle Gjpsvor-
kommen im Lande, Gipsvorkommen auch in 
Gebieten, wo man sie, ohne die Umwelt besonders 
zu gefährden,  abbauen kann, also abbauwürdige 
Vorkommen; Rohstoffe,  die für  ganz Europa von 
besonderer Bedeutung sind. Sie sind auch durch 
diese geologischen Untersuchungen jetzt stärker 
zutage getreten. Zum Teil waren sie ja bekannt, 
aber nicht in dem großen Ausmaß. Ich will heute 
nicht darauf  eingehen, es wurde von mir bereits 
eine Information  an den Landtag vorbereitet, um 
einmal aufzuzeigen,  welche Möglichkeiten sich hier 
bieten. Herr Abg. Graf,  ich freue  mich schon, 
wenn Du Dich mit dieser Sache befassen  wirst, 
nicht wahr, denn Du weißt ja auch als alter 
Wirtschaftspolitiker,  daß besondere Vorkommen 
in Vorarlberg auch von wirtschaftlicher  Bedeutung 
sind. Herr Abg. Rüsch, ich werde also hier noch 
genaue Informationen  geben. 

Der Abg. Fritz hat über den Fremdenverkehr 
gesprochen; er hat daraufhingewiesen,  daß gewisse 
Schwierigkeiten im heurigen Sommer aufgetaucht 
sind. Wir konnten feststellen,  daß insbesondere die 
Gebiete, die den teuren Gast beherbergern, heuer 
etwas zu kurz gekommen sind, daß wohl eine 
gewisse Steigerung der Nächtigungszahl erzielt 
werden konnte, daß aber letzten Endes die 
Einnahmen aus dem Fremdenverkehr in der 
Summe gesehen nicht größer geworden sind. Wir 
alle haben ja immer wiederum daraufhingewiesen, 
daß es wünschenswert wäre, neben anderen natür-
lich auch den gut zahlenden Gast ins Land zu 
bekommen, also qualitativ Hochwertiges anzu-
bieten, um entsprechende Mehreinnahmen zu 
erzielen. Der Abg. Lingg hat darauf  hingewiesen, 
daß sich die Zinsenzuschüsse für  den Fremden-
verkehr hervorragend ausgewirkt haben, es aber 
feststeht,  daß man mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln das Auslangen nicht finden 
können wird. Das kommt vornehmlich daher, daß 
die ERP-Kredite doch erheblich gekürzt werden 
mußten und man nun in Kredite ausweichen 
mußte, die eben teurerer als die ERP-Kredite sind. 
Dadurch sind die Anforderungen  an die Zinsen-
zuschußaktion natürlich entsprechend größer 
geworden. Ich verweise aber darauf,  daß wir hier 
vom Vorarlberger Landtag heuer doch auch ein 
gewisses Äquivalent dadurch geschaffen  haben, 
daß wir die Garantiegemeinschaft  und die Mittel-
kreditaktion aufgestockt  haben. Hier beispiels-
weise bei der Garantiegemeinschaft,  fließen  nun in 
Zukunft  vermehrt Mittel in die Landes-
hypothekenbank ein, so daß also zumindest die 
Schwierigkeit, entsprechende Kredite zu be-
kommen, glaube ich, in nächster Zeit beseitigt 
wird. Bei der Mittelkreditaktion ist es etwas 
schwieriger. Bedingt durch die Restriktionen auf 
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dem Kreditsektor ist nicht genügend Geld zum 
Ausgeben vorhanden und es werden hier noch 
gewisse Engpässe in nächster Zeit auftreten,  die 
aber vielleicht doch das nächste Jahr etwas 
gelockert werden. 

Der Abg. Stecher hat mit Recht auf  die 
Schwierigkeiten der Stadt Bludenz in der Abfall-
beseitigung, in der Müllbeseitigung hingewiesen. Es 
wird hier der Kollege Sperger sicher dazu noch 
etwas aussagen. Aber ich möchte doch hier 
betonen, daß es nicht etwa darum geht, dem 
Kieswerkunternehmer hier nun eine Geste zu 
machen durch eine Verordnung, daß der Müll, der 
dort in jenem Gebiet abgelagert ist, weg muß, 
sondern daß es meines Erachtens schon eine echte 
Sorge des Wasserbauamtes ist, daß durch die 
Müllagerung in jenem Gebiet Schwierigkeiten auf-
getaucht sind, die man beseitigen will. Inwieweit 
das geschehen wird, das ist vielleicht noch nicht 
ganz klar. Es wird innerhalb der Regierung ja noch 
abgesprochen werden, ob man dazu unter 
Umständen auch Mittel nimmt, die nun durch 
dieses neue Gesetz hereinfließen.  Das ist eine 
Frage, die also noch geprüft  werden muß. Wir 
wissen, daß — das ist auch im Rechenschafts-
bericht dargelegt worden —, man die Meinung 
hätte, man könnte dort in diesem Trockental bei 
Schlins Müll aus dem Walgau ablagern. Die 
Agrargemeinschaft  hat sich, um das gelinde zu 
sagen, bisher nicht sehr gesprächsbereit gezeigt. Ich 
höre aber vom Leiter der Agrarbezirksbehörde, 
daß nun doch nächstens ein Gespräch stattfinden 
soll, und daß Sie sich, Herr Kollege Sperger, bereit 
erklärt haben, dieses Gespräch zu führen.  Dann 
kann man vielleicht auch in jenem Gebiet für  den 
ganzen Walgau eine entsprechende Mülldeponie 
errichten. 

Herr Dr. Sutterlüty hat die zivile Landesver-
teidigung, d.h. die wirtschaftliche  Landesvertei-
digung angesprochen und das hat Anlaß gegeben, 
daß man sich da jetzt ein bißchen aufgeregt  hat, 
den Herrn Landeshauptmann angesprochen und 
gemeint hat, er hätte hier zuviel gesagt. 

Meine sehr verehrte Dame, meine sehr verehrten 
Herren! Ich habe schon wiederholt im Haus und 
auch verschiedene Abgeordnete- haben immer 
wieder darauf  hingewiesen, daß es doch notwendig 
wäre, daß der Bund, der durch das Bundesfinanz-
gesetz, d.h. durch die Art der Steuergesetzgebung, 
für  solche Sachen ja Geld hat und Mittel zur 
Verfügung  stellen muß. Nicht wahr, das Land hat 
ja keine Einnahmen, um für  solche Zwecke Geld 
auszugeben, sondern es ist in der Kompetenz-
verteilung ganz klar und deutlich festgelegt,  daß es 
hier halt Bundeskompetenz ist, genauso wie der 
Herr Abg. Bosch erklärt hat. Das eine ist eben 
Gemeindekompetenz, z.B. die Kadaverbeseitigung 
u.dgl. Es gibt eben verschiedene Kompetenzen. Es 

hat sich prächtig ergeben, daß im Rheintal bei der 
Müllbeseitigung jetzt durch Häusle ein Zusammen-
schluß der Gemeinden des Rheintales erfolgt  ist 
aus der Erkenntnis heraus, daß eben die Zuständig-
keit der Gemeinden gegeben ist und siehe da, es 
funktioniert  tadellos. Man muß also im Rahmen 
der Kompetenz halt auch von seiten des Bundes 
hier für  diese wirtschaftliche  Landesverteidigung 
etwas geben. Wenn wir wissen, daß beispielsweise 
die Schweiz doch für  umgerechnet über 9 Mrd. S 
Vorratslager hat, wenn wir wissen, daß andere 
Staaten, ich denke besonders an Schweden und 
verschiedene andere nordische Staaten, entspre-
chende Vorratslager geschaffen  haben, daß in 
Deutschland eingelagert wird und auch die OECD 
immer wieder verlangt, daß doch gewisse Lager 
gehalten werden, dann müßte man das bei uns 
auch tun. Ich habe hier schon einmal dargelegt, 
daß ich einmal alle Landeshauptleute ange-
schrieben habe mit der Bitte, sie sollen mit uns 
zusammen einen Vorstoß beim Bund unter-
nehmen, man solle doch etwas tun, denn was wir 
getan haben, ist ja nur eine Kleinigkeit. Wir 
wollten mit dieser kleinen Bevorratung von 
Lebensmitteln nur dem Bund Anstoß geben, auf 
der anderen Seite aber auch der Bevölkerung im 
Lande, um ihr zu sagen, wir, das Land, gehen jetzt 
mit gutem Beispiel voran, bitte, folgt  uns nach. 
Und das ist halt leider nicht geschehen. Ich meine, 
ich müßte heute wiederum einen Appell an die 
Presse richten, bei jeder Gelegenheit die Bevöl-
kerung darauf  aufmerksam  zu machen, daß man 
doch einen gewissen Vorrat halten sollte und daß 
jede Familie es als eine innere Verpflichtung  sehen 
muß, einen gewissen Lebensmittelvorrat auf  alle 
Fälle anzulegen. Es ist doch, bei Gott, keine 
Schwierigkeit und es ist doch vielfach  so, daß in 
Familien Mittel vorhanden sind, um hier eine 
kleine Notvorsorge zu treffen.  Der Appell an die 
Abgeordneten selber, aber insbesondere an die 
Presse und die Massenmedien, hier immer wieder 
tätig zu werden, glaube ich, ist von dieser Seite aus 
gerechtfertigt. 

Und hier hat nun Sutterlüty eingegriffen.  Er hat 
gesagt, daß es auch vom Bund aus wünschenswert 
gewesen wäre, wenn er einige Mittel dazu beige-
steuert hätte, um diese Notbevorratung publi-
zistisch darzulegen und das hat er leider nicht 
getan. Ich habe selbst dem Minister ein Brieflein 
geschrieben und ihn gebeten, er möchte doch auch 
da einmal ein bißchen eine lockere Hand zeigen 
und soll auch hier außen hin tätig werden, wenn 
die Länder und verschiedene zivile Organisationen 
schon bereit sind, hier etwas zu tun. Man könnte, 
das habe ich hier auch schon einmal gesagt, 
verhältnismäßig leicht dadurch etwas tun, indem 
man zum Beispiel im Getreideausgleichsfonds  auch 
Lager an Futtermitteln nach Vorarlberg geben 
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würde, anstatt alle in Innerösterreich zu lagern. 
Wenn die Futtermittelvorräte in den Erzeugungs-
gebieten lagern, so ist es meines Erachtens sicher 
eine etwas billigere und leichtere Einlagerung, aber 
vom Standpunkt der wirtschaftlichen  Landes-
verteidigung aus eine Idiotie, nicht wahr. Ich 
meine, man könnte doch auch einen Teil dieser 
Lager in die entfernten  Gebiete, also besonders 
nach Vorarlberg und Tirol usw. geben, dort, wo 
eben keine Produktionsstätten dieser Futter-
getreide sind, und aus diesem Getreideausgleichs-
fonds,  in dem man ja einzahlt, könnte das ja 
bedeckt werden. Das wäre also bei gutem Willen, 
bei Gott, keine Schwierigkeit. Ich habe, den 
Herren des Getreideausgleichsfonds  das wiederholt 
gesagt und habe diese Bitte geäußert, aber 
geschehen ist nichts. Es sind auch Überlegungen im 
Gange, daß man von gewissen Industrien Lager 
nach Vorarlberg verlegt. Ich denke, bitte, die 
Presse möge das jetzt nicht hören oder nicht 
hinhören, weil das eine neue Einführung  der 
Zuckerindustrie wäre. Wir wären unter Umständen 
bereit, vom Land aus ein Grundstück zur Ver-
fügung  zu stellen, wenn beispielsweise die Zucker-
industrie einen Großteil der Zuckersilos nach 
Vorarlberg verlagern würde. Es kosten uns die 
Lagerkosten und die Zinszuschüsse mehr, als wenn 
wir einmal ein Grundstück kaufen  würden und 
man hätte dann ein ständiges, größeres Zucker-
lager. Das wäre eine Sache, die jetzt im Gespräch 
ist, vielleicht kommt sie zum Tragen. Aber ich 
bitte, das in der Presse nicht zu verlautbaren, sonst 
schreien die anderen Länder und möchten es auch. 

Dann zu diesen Schlachtabfällen,  bitte: der 
Kollege Bosch hat ja die Schwierigkeiten, die sich 
hier abzeichnen dargelegt. Die Fa. Holzer ist also 
daran. Das Land selber ist aber auch interessiert, 
das voranzutreiben. Wenn es also im Räume 
Lustenau nicht geht, so bemüht sich derzeit der 
Finanzreferent,  ein Grundstück im Tausch mit 
einer Gemeinde zu erwerben, das von der Bundes-
straße aus gesehen rheinwärts im Bereiph der 
Fa. Nägele liegt. Man würde ein Grundstück in 
Zwischenwasser, das dem Land gehört, tauschen 
und vielleicht dann entsprechende Hektar zu-
kaufen,  um unter Umständen diese Anlage dort 
unterzubringen. Es geht ja nicht nur um die 
Verwertung dieser Kadaver- oder Schlachthaus-
abfälle,  sondern es geht auch ums Altöl. Meine 

Herren, ein ganz brennendes Problem, nicht wahr, 
diese Altölbeseitigung, das man also auch dringend 
in Angriff  nehmen könnte. Auch die Frage der 
Beseitigung gewisser Abfälle  von chemischen 
Fabriken und alter Autoreifen,  sollte man 
dringend aus der Welt schaffen.  Überall liegen 
schon diese verdammten Autoreifen  umher, nicht 
wahr, und man bringt sie nicht weg. Also man wird 
auch bei diesem Problem schauen müssen, daß man 

es anpackt und aus der Welt schafft. 
Energiewesen, Erdgasversorgung, meine Herren, 

es sei auch nichts geschehen. Es ist schon sehr viel 
geschehen. Leider ist es so, daß die österreichische 
Mineralölverwaltung, auf  die wir vertraut haben, 
daß sie das Russengas herbringt, keines herge-
bracht hat, obwohl man uns das immer wieder 
versprochen hat. Wir haben — und das habe ich 
bereits im Volkswirtschaftlichen  Ausschuß 
berichtet — mit der Austria-Ferngas nun einen 
Vertrag abgeschlossen auf  80 Mio. Kubikmeter 
Erdgas, das geliefert  wird. Hier sind Schwierig-
keiten vor allem dadurch gegeben, weil große 
Investitionen in Algerien und in Montalcone 
notwendig sind, um dieses Gas zu verflüssigen,  über 
das Mittelmeer zu transportieren und dann 
wiederum in gasförmigen  Zustand versetzt durch 
eine Pipeline zu fuhren,  die quer durch Österreich 
und dann nach Deutschland gehen soll. Wir würden 
das Gas, also lauten die Verträge, dann über Ulm 
hereinbekommen. Hier geht es noch um den 
Anschluß zwischen Ravensburg und Ulm. Wie Sie 
wissen, werden mit Erdgas aus den Gebieten um 
Ravensburg die Städte Bregenz, Lindau und 
Friedrichshafen  beliefert.  Das Lager, das dort in 
wenigen Jahren erschöpft  ist, soll dann als Reserve-
lager für  unser algerisches Gas verwendet werden. 
Generaldirektor Bauer, mit dem ich kürzlich 
wiederum ein Gespräch geführt  habe, hat gemeint, 
er würde dann doch etwa in der Lage sein, in 
absehbarer Zeit zu diesen 80 Mio. Kubikmeter 
algerischen Gases zum Teil russisches dazugeben, 
so daß wir unter Umständen dann etwa 130 Mio. 
Kubikmeter erhalten könnten. Ich erinnere an das 
Gespräch mit Generaldirektor Bauer hier vor dem 
Volkswirtschaftlichen  Ausschuß des Landtages, 
der erklärt hat, wenn es also soweit ist, werden wir 
in der Lage sein, in einem halben Jahr die Leitung 
durch Vorarlberg von Bregenz nach Bludenz zu 
bauen. Ein Teilzwischenstück im Räume Bregenz 
haben wir ja bereits auf  64 atü ausgelegt, so daß 
also dort keine Schwierigkeiten wären. Wir hätten 
also, wenn der Anschluß über Ulm funktioniert, 
genügend Gas und damit eine neue Energiequelle 
im Land. Na, jetzt ist im Nahen Osten wieder der 
Teufel  los. Wir wissen ja. alle, was los ist. Inwieweit 
Algerien noch bereit sein wird, jetzt zu diesen 
Verträgen zu stehen ist fraglich.  Wir wissen alle, 
das sind alles nicht gerade sehr angenehme 
Kantonisten und wir müssen halt doch mit den 
Schwierigkeiten rechnen, die sich dort aufzeigen. 
(Zwischenruf:  Destillationsanlage Lustenau?) 

Ja, die Destillationsanlage Lustenau fragt  einer, 
wie weit es mit dieser Ölumschlagsanlage ist. Dort 
laufen  also nach wie vor noch die Gutachten und 
auf  Grund der Gutachten gewisse Erhebungen bei 
der Industrie. Es ist dort ja so, daß die Schwierig-
keiten in den Gutachten hauptsächlich darin 
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bestanden haben, daß sich niemand direkt negativ 
ausgesprochen, sondern man nur gemeint hat, es 
wäre die Nähe des Bodensees bedenklich. Wir 
werden das also auch noch näher untersuchen. 
Aber wenn ich Ihnen — und das habe ich hier 
schon einmal getan — doch sagen darf,  wie oft  die 
Pipeline am Rhein entlang geht und diesen quert, 
dann dürfen  wir von den Schwierigkeiten und 
Gefahren  einiger Lager in einem Gebiet, das ein 
reines Gebiet und wasserundurchlässig ist, gar 
nicht reden. Aber wir werden alles tun, um das zu 
prüfen.  Sicher wäre es gut, heute etwa ein Lager 
von 120.000 t Ofenheizöl  hier zu haben. In 
Krisensituationen wären wir sehr froh.  Da muß ich 
noch die Bundesregierung fragen,  und zwar des-
halb, mein lieber Herr Abg. Graf,  weil nach den 
Aussagen der ÖMV, die ich allerdings bezweifle, 
weil ich furchte,  daß sie nur aus Konkurrenz-
gründen erfolgt  sind, dieser geplante Betrieb nicht 
als Verarbeitungsbetrieb gelten und damit die 
Begünstigungen der Zollermäßigung nicht 
bekommen könnte. Das wird mit ein Grund sein, 
morgen die Bundesregierung zu fragen,  ob sie bzw. 
der zuständige Referent  Minister Staribacher auch 
diese Meinung vertritt oder ob er jetzt in dieser 
Krisensituation die Meinung hat, daß man einem 
Land, durch das eine Pipeline geht und das 
Bezugsrechte hat, die Bezugsrechte seitens des 
Bundes dadurch verunmöglichen könnte, daß man 
ihm nicht die Begünstigung einräumt, die man der 
ÖMV auch eingeräumt hat. Ich werde dort den 
Beweis erbringen, daß man dort auch prächtige 
Vergünstigungen erhalten hat und ich nehme an, 
daß man diese dem Land Vorarlberg auch 
gewähren wird. Dann hätten wir schon manches 
gewonnen. Natürlich könnten wir vom Land aus 
auch diese Lager bauen, aber meine sehr 
geschätzten Dame und meine Herren, das würde 
unser Landesbudget sehr stark beanspruchen. 

Wenn man heute Benzin um 2 S auf  dem 
Weltmarkt kauft  und da 2.68 S oder 2.78 S Steuer 
drauf  kommt, dann muß halt der Finanzminister 
in solchen Krisensituationen einmal auf  einen 
Schilling verzichten. Wenn man auf  dem Welt-
markt um 2 S einkaufen  kann und dann nur noch 
1.58 S anstatt 2.58 S Steuer bezahlen müßte, dann 
hätten wir Benzin zum gleichen Preis wie früher 
oder man müßte eine andere Preisgestaltung 
machen. Das wollen wir aber ja auch nicht. Wir 
wollen nicht teures Importbenzin kaufen  und ich 
glaube, man könnte in solchen Krisensituationen 
vorübergehend auf  einen Schilling Steuer-
einnahmen pro Liter verzichten, nicht wahr. Ich 
möchte dem Finanzminister das auch auf  die 
Dauer nicht schmälern, da die Mittel ja wieder dem 
Straßenbau zukommen. Das ist also die zweite 
Frage. 

Ich muß Herrn Abg. Bürgermeister Bosch 

danken für  seinen Appell, für  seinen Appell auch 
an die Presse und an die Massenmedien, nicht jetzt 
nur allein vom Umweltschutz zu reden und von 
jedem Feuerle und von jedem Räuchle, das herum 
ist, sondern zu denken, daß manches Feuerle 
brennen läßt, als wenn große Feuer dann das Land 
kaputt machen. (Zwischenruf)  Ich bin nicht bei 
der Feuerwehr, aber das muß man schon manch-
mal sagen. Die Schwierigkeiten auf  dem Gebiete 
der Entsorgung sind uns allen bekannt, ich muß 
nicht noch einmal darüber reden. 

Der Herr Abg. Dr. Purtscher hat auf  diese 
Industriesektion hingewiesen. Der Herr Abg. Graf, 
also auch ein besonderer Kenner der Industrie-
materie, hat dankend zur Kenntnis genommen, 
daß auch die Nichttextilien stärker geworden sind 
und daß auf  dem textilen Sektor durch Umstruk-
turierung absolut Positives geschehen ist. 
Entsprechende Wertzuwachse können auch dort 
entstehen, Gott sei Dank! Aber daß das jetzt nur 
darauf  zurückzuführen  ist, daß Du, mein lieber 
Kollege Graf,  das im Landtag ein paar Mal gesagt 
hast, das bezweifle  ich also (Heiterkeit). Sust hätt 
ma scho viel tua müssa!. 

Zum Rohstofflenkungsgesetz  will ich nur das 
eine sagen, es war seinerzeit von der 
ÖVP-Regierung eingebracht worden, aber nicht so, 
wie Du das gesagt hast, nämlich daß man nicht 
einverstanden gewesen sei von seiten der ÖVP, das 
Rohöl in das Rohstofflenkungsgesetz  hinein-
zunehmen, sondern gerade umgekehrt. Es ging in 
erster Linie darum, daß man auch den nicht 
verstaatlichten Unternehmen, also den Poolfirmen, 
gestattet, Fertigdestillate ins Land zu nehmen und 
das wollte man verhindern, nicht allein der SPÖ 
zuliebe, sondern der ÖMV zuliebe, damit die ÖMV 
nach wie vor die dominierende Stellung in Öster-
reich behalten sollte und die Poolfirmen,  die man 
jetzt dringend braucht, dringend, wo man jetzt 
vielmals Vergelts Gott sagen muß, daß sie Ware 
hereinbringen, Fertigdestillate, daß man die nicht 
ganz ausgeschalten hat. So war die Situation und 
nicht umgekehrt. 

Herr Dipl.-Ing. Mayer, ich werde in der 
Kärntnerstraße selbstverständlich auch einen 
Besuch machen, wenn ich in Wien bin, wär doch 
traurig, Du wirst es wahrscheinlich in der Löwel-
straße auch machen, mehr als manchmal vielleicht 
notwendig und nützlich ist für  unser Land, nicht 
wahr! Das werde ich also auch tun und Du kannst 
Dich versichern (Zwischenruf  Dipl.-Ing. Mayer: Es 
kommt nur darauf  an, was man nach Hause 
mitbringt! — Glocke, des Präsidenten) Du kannst 
die Versicherung hinnehmen, daß ich bemüht bin, 
auch im Sinne unseres Landes zu sprechen. Danke 
schön! 


